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Leserbriefe

Leserbriefe spiegeln nicht die Meinung 
der Redaktion wider. Die Redaktion be-
hält sich vor, Leserbriefe sinnwahrend 
zu kürzen. Leserbriefe per E-Mail an 
kontakt@deutsche-handwerks-
zeitung.de.

Zwist in Regierung verstört die Wirtschaft
Spitzenverbände appellieren an Große Koalition, ihren Streit beizulegen – Unternehmen verlangen Stabilität und Planbarkeit

Der anhaltende Streit in der Bun-
desregierung beunruhigt die 

Vertreter der deutschen Wirtschaft. 
„Mit Sorge blickt die deutsche Wirt-
schaft auf die Auseinandersetzungen 
der vergangenen Wochen innerhalb 
der Bundesregierung“, heißt es in ei-
nem gemeinsamen Appell der Spit-
zenverbände der deutschen Wirt-
schaft, darunter auch der Zentralver-
band des Deutschen Handwerks 
(ZDH). 

Angesichts der Herausforderun-
gen, vor denen Deutschland und Eu-
ropa derzeit stünden, fragten sich 
viele Menschen und Unternehmen, 
ob die Politik die richtigen Prioritä-
ten setze. „Statt Ringen um die beste 
Lösung in der Sache erleben wir eine 
von zentralen Themen der Men-
schen und Unternehmen zuneh-
mend abgekoppelte Diskussion“, 
heißt es in der Erklärung, die Ende 
Juni veröffentlicht wurde. Die partei-
politischen Streitigkeiten schadeten 
dem Ansehen Deutschlands. „Sie 
schwächen uns auf europäischer so-
wie internationaler Bühne – und das 
in einer wirtschaftlich herausfor-
dernden Situation“, so der Wortlaut.

Die Einlassung der Spitzenverbän-
de zielt vor allem auf die Union. Seit 
mehr als zwei Wochen streiten die 
CDU und ihre bayerische Schwester-
partei CSU über die deutsche Flücht-
lingspolitik. Einige politische Kom-
mentatoren werten die Einmischung 
der Wirtschaft als Unterstützung für 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU). Merkel strebt eine europäi-
sche Lösung im Flüchtlingsstreit an 
und warnt vor deutschen Alleingän-
gen. Die Wirtschaftsvertreter sind in 
Sorge, dass die Stellung Deutsch-
lands in Brüssel geschwächt wird, 
wenn Merkel innenpolitisch an 
Rückhalt verliert – und wenn bei-
spielsweise einseitig Grenzkontrollen 

Auf der IHM waren die Wirtschaftsvertreter skeptisch, nun sind sie besorgt über den Zustand der Regierung Merkels. � Foto: GHM

eingeführt werden sollten. „Unser 
Land und unser Kontinent stehen vor 
großen Herausforderungen – wie der 
demografische Wandel, der Erhalt 
unserer Wettbewerbsfähigkeit im 
globalen Maßstab, die Digitalisie-
rung, der Fachkräftemangel, Han-
delskonflikte und auch die Fluchtbe-
wegungen nach Europa. Diese erfor-
dern den politischen Willen zu euro-
päischen Lösungen, die nachhaltig 
und der Zukunft zugewandt sind“, 
schreiben die Verbände. 

Die wirtschaftliche Bedeutung Eu-
ropas ist enorm für die deutsche 
Wirtschaft: Das Land wickelt 60 Pro-
zent seines Handelsvolumens inner-
halb der EU ab. „Die deutsche Wirt-
schaft ist überzeugt, dass nationale 
Alleingänge mehr Schaden als Nut-

zen anrichten. Renationalisierung als 
Antwort auf globale Herausforderun-
gen ist wirkungslos.“ Keinesfalls dür-
fe das große europäische Einigungs-

werk aufs Spiel gesetzt werden. „Des-
halb appellieren wir an die Bundes-
regierung, sich gleichermaßen ihrer 
Verantwortung und Rolle für 

Deutschland in Europa und der Welt 
bewusst zu werden“, so die Spitzen-
verbände der Wirtschaft. „Was wir 
jetzt brauchen, ist eine stabile und 
entschlossene Regierung, die konst-
ruktiv, lösungsorientiert und beson-
nen mit ihren europäischen Partnern 
zusammenarbeitet.“

Noch deutlicher wurde unlängst 
ZDH-Präsident Hans Peter Wollseifer 
im Gespräch mit dem Redaktions-
netzwerk Deutschland. Er beschei-
nigte der Großen Koalition einen 
„Rumpel-Start“: „Es gibt eine zum 
Teil rüpelhafte Art des Umgangs, be-
sonders zwischen CDU und CSU. 
Das vermittelt alles andere als Auf-
bruchstimmung.“ Deutschland brau-
che Stabilität, Planbarkeit und tragfä-
hige Kompromisse. Den Streit zwi-
schen den Schwesterparteien be-
zeichnete er als „fahrlässigen Kon-
frontationskurs“. 

Die Flüchtlingszahlen heute seien 
wesentlich geringer als 2015. Wollsei-
fer sagte: „Es ist immer noch ein 
wichtiges Thema, ob und wie wir die-
se Menschen aufnehmen und integ-
rieren. Aber es sind Fragen, für die 
man Lösungen finden kann, und die 
sicherlich nicht den Bruch der Regie-
rung rechtfertigen.“ � dhz

„Goldener Bulli“ 
fürs Ehrenamt

Engagierte Handwerker 
können VW gewinnen

„Wir wissen, dass Handwerker in ih-
rem Umfeld da anpacken, wo es not-
wendig ist, wo Hilfe gebraucht wird“, 
sagt Eckhard Scholz, Vorsitzender des 
Markenvorstands Volkswagen Nutz-
fahrzeuge. „Ehrenamtlich, schnell 
und unbürokratisch“ läuft es ab, 
wenn Handwerker helfen. Aus die-
sem Grund unterstützt VW sozial en-

gagierte Unternehmen. Zum dritten 
Mal wird der „Goldene Bulli“ verlie-
hen, Hauptpreis: ein neuer VW 
Transporter T6. Jede Hilfe, die von 
Herzen kommt, zählt beim „Golde-
nen Bulli“ – dabei spielt es keine Rol-
le, ob auf einem anderen Kontinent 
oder gleich um die Ecke. Kitas sanie-
ren, Vereine unterstützen oder Men-
schen helfen, die in Not geraten sind. 
Bewerben können sich Handwerks-
betriebe online, postalisch oder per 
Fax bis zum 15. August. Verliehen 
wird der Preis am 7. Dezember in 
Berlin. Mehr Infos unter: 
 www.der-goldene-bulli-2018.de

Wechsel in Brüssel

Tim Krögel (38) 
hat zum 1. Juli die 
Leitung der ZDH-
Vertretung bei der 
EU übernommen. 
Krögel vertritt seit 
2004 in Brüssel 
die Interessen klei-
ner und mittlerer 
Unternehmen auf 
deutscher und eu-
ropäischer Ebene. 
Seit 2009 arbeitet 
er in unterschiedlichen Funktionen für den 
ZDH und leitete dazu von 2012 bis 2018 
das Brüssel-Büro des Zentralverbandes 
Deutsches Baugewerbe. Seit 2016 vertritt 
Krögel das Handwerk im Präsidium des eu-
ropäischen Normungsverbands Small Busi-
ness Standards. Der in Brüssel, Großbri-
tannien und Frankreich ausgebildete Be-

Unsinnige Regelungen

Herr Range bringt es auf den Punkt, wenn 
er die DSGVO als bürokratischen Irrsinn 
bezeichnet. An dieser Verordnung hat übri-
gens maßgeblich ein Politiker der Grünen 
mitgearbeitet. Wenn man sich die ange-
drohten Strafen betrachtet, so mögen sie 
zu Konzernen wie Google und Facebook 
passen, aber nicht für das Handwerk. Eine 
solche Verordnung hätte zum Beispiel für 
einen kleinen Betrieb andere Regelungen 
und geringere Strafen vorsehen müssen. 
Im Ernstfall bleibt nur, Insolvenz anzumel-
den. Warum hat die Regierung nichts un-
ternommen, um diese Verordnung zu ver-
hindern? Die EU überzieht uns mit immer 
mehr unsinnigen Regelungen und Geset-
zen und schadet sich damit selber.

Udo Brozowski,  
Bürotechnik, Weilheim

Zum Kommentar „Bürokratischer Irrsinn“, 
Ausgabe 10 vom 25. Mai 2018

Bekannte Plattitüden

Die Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Ha-
gist zur Rentenversicherung sind doch alt-
bekannte Plattitüden, dafür bräuchte es 
bei den jungen Unternehmern keine „Ren-
tenkommission.“
Zur Finanzierung der Rentenversicherung 
muss in der Zukunft das Bruttoinlandspro-
dukt  (BIP) herangezogen werden. Es kann 
nicht sein, dass auf die Wirtschaftsleistung 
von Maschinen, die menschliche Arbeits-
kraft ersetzen, keine Sozialabgaben abge-
führt werden.
Die Politik ist gefordert auf der Basis des 
BIP Lösungen zu finden, denn anders wird 
die Rentenversicherung (gleiches gilt für 
die Kranken- und Pflegeversicherung) auf 
Dauer nicht mehr zu finanzieren sein. 

Max Stössl,  
Zahntechnikermeister, Eichstätt

Zum Interview „Rente mit 63 wieder zurück-
drehen“, Ausgabe 12 vom 22. Juni 2018

Tim Krögel.
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triebswirt folgt auf 
die langjährige Lei-
terin der ZDH-
Vertretung in Brüs-
sel, Karin Rögge.  
Zur Verabschie-
dung Rögges fan-
den sich zahlrei-
che prominente 
Gäste in Brüssel 
ein, darunter ZDH-
Präsident Hans Pe-
ter Wollseifer und 

EU-Kommissar Günther Oettinger. Krögel 
dankt seiner Vorgängerin: „Wo auch immer 
ich anklopfe, bleibt der Name Karin Rögge 
ein Türöffner. Sie hat es verstanden, Zu-
sammenhänge zu erfassen und der Politik 
ein Angebot zu machen, wie man das Prob-
lem löst und gleichzeitig die Handwerksin-
teressen an die erste Stelle stellt.“

Karin Rögge.
� Foto: ZDH
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